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Auftrag fraktionsübergreifend: Grundsatz- und Konsultativabstimmungen an der 

Urne wieder ermöglichen (06.07.2022)  

 

Die kantonale Gesetzgebung ist so anzupassen, dass in den Gemeinden mit der ordentlichen 

Gemeindeorganisation Grundsatz- und Konsultativabstimmungen an der Urne (zu Geschäf-

ten, die im Kompetenzbereich der Gemeindeversammlung liegen) wieder möglich sind. Ein 

Teil der Stimmberechtigten sollte entsprechende Abstimmungen verlangen können. Der in 

der Gemeindeordnung zu bestimmende Teil darf 1/5 nicht übersteigen. 

 

Begründung 06.07.2022: schriftlich. 

 

Das kantonalsolothurnische Gemeindegesetz teilt im Gegensatz zu anderen Kantonen beson-

ders viele Kompetenzen der Exekutive, dem Gemeinderat, zu. Die Stimmberechtigten in den 

Gemeinden können sich an der Gemeindeversammlung, der Legislative, nur zu klar definier-

ten Themen äussern und an der Urne nur über finanzaufwendige Projekte der Gemeinde 

entscheiden. Selbst wenn ein Gemeinderat es wollte, könnte er weder eine Grundsatz- noch 

eine Konsultativabstimmung an der Urne über ein Sachgeschäft der Gemeinde einberufen. 

Diese Regelung gilt seit 2005. Diese Konstellation hat in den vergangenen Jahren zunehmend 

zu umstrittenen Ergebnissen in den Gemeinden geführt. Die Bevölkerung hatte dabei jeweils 

keine Möglichkeit, sich an der Urne zu äussern. In der heutigen Zeit ist es jedoch wichtig, die 

Bevölkerung abzuholen und die öffentliche Meinungsbildung in die Entscheide der Gemein-

den einfliessen zu lassen. Angesichts der geringen Beteiligungen an den Gemeindeversamm-

lungen (teilweise < 1% der Stimmberechtigten) hat die Abstimmung an der Urne massiv an 

demokratischer Bedeutung gewonnen. Der Bevölkerung in den Gemeinden ist daher das 

Recht wieder einzuräumen, ihren Willen an der Urne zu äussern.  

2005 wurden § 52 und § 53 des Gemeindegesetzes (GG) aufgehoben. Gleichzeitig wurde aus 

den Gemeindeordnungen aller solothurnischen Gemeinden die Möglichkeit gestrichen, dass 

verbindliche Grundsatz- oder unverbindliche Konsultativabstimmungen stattfinden können. 

Ausserdem wurde den Stimmberechtigten in den Gemeinden die Möglichkeit genommen, 

eine Konsultativabstimmung an der Urne über Geschäfte, die in der Kompetenz der Gemein-

deversammlung liegen, zu verlangen. Sie können nur noch Entscheide über Sachfragen, die 

an der Gemeindeversammlung diskutiert wurden, einer Urnenabstimmung unterstellen (§ 51 

GG) und der Gemeinderat kann nur der Gemeindeversammlung konsultativ Geschäfte vorle-

gen, die in die Kompetenz der Gemeindeversammlung fallen (§ 58 Abs. 3 GG). Es ist den Ge-

meinden sogar explizit untersagt, Konsultativ- oder Grundsatzentscheidungen an der Urne zu 

ermöglichen. Die Gemeinden haben keine Autonomie, in der Gemeindeordnung andere Vari-

anten von Abstimmungen als explizit im Gemeindegesetz festgehalten, vorzusehen. Die Kon-

sultativabstimmungen an der Gemeindeversammlung (§ 58 Abs. 3 GG) sind explizit unver-

bindlich und beziehen sich nur auf diejenigen Geschäfte, die in die Kompetenz der Gemein-

deversammlung fallen.  

In fast allen anderen Kantonen haben die Stimmberechtigten in den Gemeinden mehr Mit-

spracherechte als im Kanton Solothurn. Nur wenige Kantone wie zum Beispiel Aargau und 

Schwyz kennen keine Möglichkeit für Konsultativ- oder Grundsatzabstimmungen. In den 

meisten anderen Kantonen können die Stimmberechtigten über alle Sachfragen (die eine 

Gemeinde betreffen) eine Urnenabstimmung verlangen.  



 

 

Im Kanton Luzern können die Stimmberechtigen eine Gemeindeinitiative lancieren (§ 38 ff. 

GG) und damit eine Urnenabstimmung herbeiführen, und überdies kann der Gemeinderat 

eine Konsultativabstimmung für alle Fragen vorsehen, welche die Gemeinde betreffen (§ 9 

GG). Im Kanton Thurgau ist die Konsultativabstimmung über alle Fragen möglich, welche die 

Gemeinde betreffen (§ 12 GG), und auch eine verbindliche Gemeindeinitiative (§ 13 GG) ist 

möglich. Der Kanton Uri kennt die Grundsatz- und Konsultativabstimmung (Art. 14 GG), da-

mit sich die Stimmberechtigten zu allen Fragen äussern können, welche sich im Zusammen-

hang mit dem Leben in der Gemeinde stellen (Polizei, Schule, Raumordnung, Finanzen etc.). 

Im Kanton Graubünden sind Konsultativabstimmungen zu jedem Geschäft möglich (Art. 18 

GG), ein Initiativrecht ist ebenfalls vorhanden (Art. 16 Abs. 3 GG). Auch im Kanton Glarus sind 

Urnenabstimmungen zu jedem Geschäft möglich (Art. 29 Abs. 3 GG). Der Kanton Zug kennt 

die Konsultativabstimmung an der Urne (§ 68 GG) und überdies können die Stimmberechtig-

ten oder der Gemeinderat eine Urnenabstimmung über zahlreiche Gemeindegeschäfte ver-

langen (§ 66 ff. GG). Im Kanton Nidwalden können Stimmberechtigte eine Grundsatzabstim-

mung an der Urne über jegliche Gemeindegeschäfte verlangen (Art. 21 ff. und Art. 74 Abs. 2 

GG). In den Kantonen Schaffhausen und Zürich überlässt der Kanton den Gemeinden Spiel-

raum, wie sich die Stimmberechtigten beteiligen können, indem Bestimmungen zu politi-

schen Rechten im Gemeindegesetz fehlen. 
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